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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele 

Triebel u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen

hier: Öffnungsklausel für längeres gemeinsames Lernen (Drs. 19/11530)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-

gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die 

Aussprache. Die erste Rednerin ist die Kollegin Gabriele Triebel für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen, liebe Schülerinnen und Schüler der Münchner Willy-Brandt-Gesamtschule!

(Zuruf von der CSU: Hört, hört!)

– Genau, hört, hört! Übertrittsdruck, unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten, Entwick-

lungsgeschwindigkeiten und ungleiche Startbedingungen – Sie von den Regierungs-

fraktionen haben in der Ersten Lesung und im Bildungsausschuss diese Probleme 

unserer Viertklässler durchaus treffend beschrieben. Mit dieser Beschreibung haben 

Sie zwei Möglichkeiten: Entweder sehen Sie die Probleme; dann sollten Sie auch Lö-

sungen zulassen. Oder Sie halten den Status quo für ausreichend; aber dann erklären 

Sie doch bitte den Familien, warum dieser Übertrittsdruck für Zehnjährige in Bayern 

doch normal sein soll.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein Angebot an dieses Hohe Haus, an die Staats-

regierung und vor allem an die Kommunen und Schulen vor Ort. Weder ist unser 

Vorschlag radikal noch wird jemand gezwungen, das bestehende Schulsystem aufzu-

geben. Er eröffnet lediglich eine Möglichkeit. Ist das zu viel verlangt?
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Mit der vorgelegten Änderung des Artikels 126 BayEUG schaffen wir eine Öffnungs-

klausel, mit der Kommunen sogenannte Sekundarschulen besonderer Art beantragen 

können, und zwar dann, wenn Schulträger und Schulgemeinschaften es wollen, dass 

Kinder von der 5. bis mindestens bis zur 9. Klasse gemeinsam lernen können;

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

ohne eine frühe Aufteilung, inklusiv und mit einem Unterricht, der unterschiedliche Be-

gabungen und Entwicklungsgeschwindigkeiten berücksichtigt. Alle Bildungsabschlüs-

se bleiben erreichbar. Der Anschluss an das Gymnasium und an die berufliche Bildung 

ist gesichert. Wir schaffen damit überall dort, wo es gewünscht wird, die Möglichkeit 

des längeren gemeinsamen Lernens und zugleich eine zusätzliche Perspektive für 

den Erhalt kleiner und ländlicher Schulstandorte.

Wie wichtig diese Perspektive insbesondere im ländlichen Raum ist, müssen Sie 

wissen; denn dort, wo Schülerzahlen sinken, geraten Schulstandorte unter Druck. 

Gemeinschaftsschulen können helfen, Bildungswege unter einem Dach zu bündeln, 

kurze Wege zu erhalten und Familien eine gute schulische Perspektive zu bieten.

Niemandem wird etwas weggenommen, und niemand wird gezwungen, das bestehen-

de Schulsystem aufzugeben. Es entsteht lediglich eine zusätzliche Wahlmöglichkeit. 

Und genau deshalb ist diese Öffnungsklausel so maßvoll. Sie zwingt niemanden in die 

Pflicht. Es gibt keine flächendeckende Einführung, sondern überall dort eine Option, 

wo die Menschen gemeinsam Verantwortung für ihre Kinder und Jugendliche überneh-

men wollen.

Zum Thema Leistung wurde in der Ersten Lesung und in der Diskussion im Bildungs-

ausschuss auch schon festgehalten: Eine frühe Gliederung benachteiligt insbesondere 

leistungsschwache Schülerinnen und Schüler. Ein längeres gemeinsames Lernen geht 

nicht zulasten der leistungsstärkeren Schüler. – Wer Leistung also ernst nimmt, der 

darf nicht nur sortieren, sondern muss fördern.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Diesen Fördergedanken brauchen wir mehr in unseren bayerischen Schulen. Deswe-

gen ist unser Angebot an Sie ein gutes Angebot.

Lassen Sie mich den Blick noch auf den Bildungsweltmeister Singapur lenken. Frau 

Ministerin, Sie kennen es wahrscheinlich: Dort erfolgt der Übertritt nach der 6. Klasse. 

Die Verantwortlichen dort haben erkannt, dass diese frühe Trennung Kinder, Eltern 

und Lehrkräfte stark belastet und soziale Ungleichheiten verstärkt. Das Versprechen 

"Aufstieg durch Bildung" wird durch diese frühe Trennung immer weniger erfüllt. Des-

halb hat sich Singapur 2024 dazu entschlossen, das gegliederte System nach der 

6. Klasse abzuschaffen und gegenzusteuern. Man hat sich dort dazu entschlossen, 

die Schule für die Kinder und Jugendlichen gerechter zu machen. Singapur hat es 

verstanden. Singapur bewegt sich in die richtige Richtung.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Sie hätten heute die Chance, sich auch zu be-

wegen. Sie könnten ein neues Modell erproben, es wissenschaftlich begleiten und 

daraus Erkenntnisse für das gegliederte Schulsystem hier in Bayern gewinnen. Sie 

könnten zeigen, dass Bayern offen ist, Schule gerechter zu gestalten, ohne Bestehen-

des abzuschaffen. Sie brauchen keine großen Sprünge zu vollführen. Es bedarf nur 

einer kleinen Bewegung in die richtige Richtung, auf die draußen so viele warten. – 

Herzlichen Dank.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist der Kollege Björn Jung-

bauer für die CSU-Fraktion. Bitte.

Björn Jungbauer (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir debattieren heute in Zweiter 

Lesung. Wir haben geprüft und beraten und sind zu einer Erkenntnis gekommen. Das 

Ergebnis ist für mich eindeutig und klar. Gut Ding will Weile haben; aber manchmal 

braucht es auch den Mut zur Klarheit, und diesen Mut zur Klarheit spreche ich aus: 

Diese Öffnungsklausel für ein längeres gemeinsames Lernen ist aus unserer Sicht 
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nicht notwendig. Deswegen sage ich in aller Klarheit: Wir werden diesen Antrag ableh-

nen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich möchte nur kurz auf die Beratungen im Bildungsausschuss und die Plenardebatte 

dazu verweisen. Unsere Ablehnung ist kein politischer Reflex, sondern das Ergebnis 

einer aus unserer Sicht gründlichen und sachlichen Beratung. Unsere Beschlussemp-

fehlung steht in diesem Kontext. Selbstverständlich haben wir alle das Ziel einer ge-

meinsamen und großen Chancengerechtigkeit – sie ist uns unbestritten ein wichtiges 

Anliegen. Und gerade weil es uns ein wichtiges Anliegen ist, setzen wir es auch 

heute schon mit unserem mehrgliedrigen Schulsystem um. Daran wollen und werden 

wir festhalten, weil es ein Garant für eine gute und auch langfristige Ausbildung und 

Schulbildung ist.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Im Bildungsausschuss wurde versucht, die Gesamtschule, die Gemeinschaftsschule 

und die Einheitsschule bewusst voneinander zu trennen. Ich glaube aber: Diese Bin-

nendifferenzierung in der gemeinsamen Klasse bis zur neunten Stufe stellt strukturell 

eine Gesamtschule dar, egal wie man sie nennt. Und ich glaube, bei allen Zitaten, 

die es hin und her gab und gibt – egal ob die Schweiz oder Singapur angeführt 

werden –, ist klar: Unser Bildungssystem mit allem Drum und Dran ist gut aufgestellt. 

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN würde zu Rechtsunsicherheit führen. Außerdem 

trägt das Versprechen nicht, dass die Gemeinschaftsschule Schulstandorte rettet und 

sichert.Ganz ehrlich, ich finde den Ansatz kreativ: Man stellt fest, dass wir weniger 

Schülerinnen und Schüler haben. Dafür brauchen wir dann eine neue Schulart. Aber 

für diese neue Schulart bräuchten wir mehr Schülerinnen und Schüler, damit sie funk-

tioniert. – Das ist für uns keine Lösung, sondern ein Widerspruch in sich. Deswegen 

werden wir den Gesetzentwurf entsprechend ablehnen.
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Die Doppelstrukturen würden die Kommunen finanziell belasten. Wir haben in un-

serem System bereits jetzt maßgeschneiderte Instrumente, beispielsweise die Mittel-

schulinitiative, bei der sich unsere Kultusministerin Anna Stolz noch einmal speziell 

die Mittelschule ansieht, um zu erfahren, was wir in unserer Praxisschule noch weiter 

verbessern können. Weiter gibt es beispielsweise das jahrgangsübergreifende Lernen 

für die Klassen 5 und 6. Dort besteht die Praxisorientierung. An 280 flexiblen Grund-

schulen wird individuelles Lerntempo in den Eingangsstufen angeboten. Das ist kein 

Strukturexperiment, sondern Pragmatismus. Die Öffnung unseres Bildungssystems, 

die angemahnt und gefordert wird, besteht bereits. Deswegen brauchen wir dieses 

vorgeschlagene Gesetz nicht.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Gabi Triebel, ich weiß, dass wir unterschiedlicher Meinung sind. Deswegen 

möchte ich dir Folgendes zurufen: Ich glaube, dass uns beide eint, dass wir für unsere 

Schülerinnen und Schüler Türen öffnen wollen. Dafür brauchen wir aber den richtigen 

Schlüssel. Aus unserer Sicht ist der Schlüssel, den Sie uns heute auf den Tisch legen, 

nicht der richtige. Nach unserer Auffassung hat sich das Bestehende in vielen Berei-

chen bewährt. Das zeigen auch immer wieder die Statistiken. Dort, wo Notwendigkeit 

besteht – wie beispielsweise nach den letzten Pisa-Ergebnissen –, schärfen wir nach. 

Dort schaffen wir mehr Einarbeitung, auch in die Grundkompetenzen und folglich mehr 

Chancen.

Ich glaube, Bildungsgerechtigkeit entsteht nicht durch ein Strukturexperiment, sondern 

durch Qualität, durch unsere engagierten Lehrkräfte und insbesondere auch durch 

die Eltern. Wenn in diesem Zusammenhang schon wieder von einer Drucksituation 

gesprochen wird, dann steigt bei mir hier vorne der Puls. Warum? – Weil ich glaube, 

dass diese Drucksituation nicht durch unser Schulsystem entsteht. Sie kommt in Teilen 

sicherlich aus unserer Gesellschaft. Ich weiß, dass wir unterschiedliche Meinungen 

und unterschiedliche Einschätzungen dazu haben. Es ist nicht so einfach festzustel-

len, wo in der Gesellschaft diese Drucksituation entsteht.
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Ich habe es bereits gesagt: Es gibt 13 mögliche Wege an die Hochschule. Der Druck 

entsteht nicht dadurch, dass alle auf das Gymnasium gehen müssen. Der Druck geht 

nicht auf diesen Faktor zurück. Ein längeres gemeinsames Lernen ist gut, ist aber 

bereits Realität und findet in unseren Schulformen – in der Mittelschule, in der Real-

schule, im Gymnasium – statt. Wir lernen dort gemeinsam und jahrgangsübergreifend 

trotz der Differenzierung. Diese Instrumente sind gegeben.

Ich glaube, dass in einem Flächenland wie Bayern die Umsetzung des vorgeschlage-

nen Modells dazu führen würde, dass Unsicherheit entsteht. Wir würden viel Geld 

ausgeben, aber ich bin davon überzeugt, dass wir am Ende des Tages kein Mehr 

an Bildungsgerechtigkeit und -qualität dafür erhalten. Zudem bin ich sicher, dass es 

kein Kind gibt, das auf dem falschen Weg feststeckt, eben weil unser System Durch-

lässigkeit garantiert. Das Problem, das wir feststellen, liegt eher darin begründet, dass 

Eltern der Meinung sind, sie müssen ihr Kind auf die höchste Schulform schicken, und 

im Anschluss stellen sie in der siebten, achten oder neunten Jahrgangsstufe fest, dass 

die Anforderungen für das Kind zu groß sind und es zurück auf eine andere Schule 

gehen muss. Dadurch entstehen Bildungsabbrüche, die den Kindern nicht guttun. Das 

wissen wir. Deswegen bin ich der Meinung, dass wir keine neue Schulart, sondern 

gute Schulen benötigen. Und diese guten Schulen haben wir.

Herzlichen Dank an alle, die unser Schulsystem, so wie wir es jeden Tag erleben, 

ermöglichen und in die Zukunft führen und es im Miteinander und im Diskurs besser 

machen. Liebe Gabi Triebel, ich bin davon überzeugt, dass wir dies mit manchmal 

unterschiedlichen Ansätzen gemeinsam tun. Ich bitte aus den genannten Gründen um 

Verständnis, dass wir dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht zustimmen werden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Mir liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung 

vor. Hierzu erteile ich Herrn Kollegen Christian Zwanziger von der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.
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Christian Zwanziger (GRÜNE): Kollege Jungbauer, eine Frage: Sie haben gesagt, 

durch die Wahlfreiheit würde für die Kommunen und die Schulträger Rechtsunsicher-

heit entstehen. Wie erklären Sie sich, dass uns an anderer Stelle – Stichwort: Ganz-

tagsbetreuung – immer der berühmte Baukasten und die Wahlfreiheit gepredigt wer-

den, die doch so wichtig sind, aber an dieser Stelle die Wahlfreiheit verboten werden 

soll?

Björn Jungbauer (CSU): Nein, ich verbiete die Wahlfreiheit nicht. Der Gesetzentwurf 

trägt einfach Rechtsunsicherheit in sich. Darauf sind wir in der Debatte im Ausschuss 

bereits eingegangen. Deswegen glaube ich, dass nicht die Wahlfreiheit das Ganze 

konterkariert, sondern dass der vorgeschlagene Gesetzentwurf zu Rechtsunsicherhei-

ten führen wird. Deshalb lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht für die AfD-Fraktion Herr Kolle-

ge Markus Walbrunn.

(Beifall bei der AfD)

Markus Walbrunn (AfD): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Trojanische 

Pferde gibt es aktuell nicht nur im Kino, sondern auch bei uns hier im Plenum. Von 

außen betrachtet handelt es sich um ein harmloses Angebot. Doch wer sich darauf 

einlässt, dem droht der Niedergang. Die GRÜNEN wollen längeres gemeinsames 

Lernen ermöglichen. Auf freiwilligen Antrag der Schulträger möchten sie die Errichtung 

von Sekundarschulen besonderer Art – vulgo Gemeinschaftsschulen – in Bayern ge-

statten. Das soll freiwillig erfolgen, was ja erst einmal gar nicht schlecht klingt. Deshalb 

habe ich mir auch noch einmal Ihre bisherigen Beiträge im Plenum und im Ausschuss 

angesehen. Was soll ich sagen? Es war weder etwas Überraschendes noch etwas 

Überzeugendes dabei.
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Eine Idee zu vermarkten, die sich in anderen Bundesländern bereits weitgehend als 

Rohrkrepierer entpuppt hat, ist halt schwer. Anders gesagt: Von Grün und Rot zu ler-

nen, das heißt Versagen lernen. Das gilt nicht nur in der Bildungspolitik, aber gerade 

auch dort. Sie reden von Freiwilligkeit, und Sie sprechen von Gemeinschaftsschulen. 

Aber machen wir uns doch nichts vor: Dieses längere gemeinsame Lernen ist eben 

nur besagtes trojanisches Pferd. Darin wartet der Einstieg in die Einheitsschule.

Fast spannender als der eigentliche Vorschlag ist die Frage, wie Sie versuchen, uns 

diesen vergammelten Apfel vom Baum sozialistischer Erkenntnis herunterwürgen zu 

lassen. Dafür, das muss man sagen, werden wirklich alle Register gezogen: Von 

Emotionalisieren über Moralisieren bis hin zu wissenschaftlicher Verbrämung Ihrer 

Ideologie ist alles dabei.

Beginnen wir einmal mit der Emotionalisierung. In Ihrer ersten Rede, Frau Triebel, 

haben Sie folgendes Zitat gebracht: Ich weiß, jetzt geht es um mein Leben. – Das 

soll von einem Drittklässler mit Blick auf den angeblich unerträglichen Übertrittsdruck 

gekommen sein. Selbst wenn ein Kind so spricht, dann sagt das doch mehr über 

das Elternhaus aus als über unser Schulsystem. Letzteres ist nämlich durchaus sehr 

durchlässig, und es führen zahlreiche Wege zum Abitur, zum Studium und zum beruf-

lichen Erfolg. Wer Kindern einredet, dass mit zehn Jahren schon über ihr gesamtes 

Leben entschieden wird, der schürt Panik und sonst gar nichts.

Nach dem Emotionalisieren kommt das Moralisieren. Das Stichwort lautet Bildungsge-

rechtigkeit. Wenn Linke von Gerechtigkeit sprechen, dann ist Vorsicht geboten, und 

man muss die Geldbörse in Sicherheit bringen; denn dann geht es in der Regel um 

andere Dinge, nämlich um Neid und Gleichmacherei. Das sieht man auch wieder an 

den angesprochenen ressentimentbeladenen privilegierten Elternhäusern, ohne die 

Ihr Begründungstext wiederum nicht auskommt. Nicht Chancengerechtigkeit, sondern 

Ergebnisgleichheit ist letzten Endes Ihr Ziel. Deshalb erfolgt auch diese ständige Fixie-

rung auf das Abitur, die bei Ihnen jetzt gerade schon wieder angeklungen ist. Darin 

ist schon enthalten, dass das Abitur im Grunde jeder bekommen müsste. Und bei 
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denjenigen, bei denen es nicht klappt, kann das natürlich nicht aufgrund fehlender 

Leistungsfähigkeit oder mangelnden Fleißes oder falscher Entscheidungen zustande 

gekommen sein. Am Ende des Tages findet sich immer irgendeine strukturelle Be-

nachteiligung.

Aber Sarkasmus beiseite. Wir sagen Nein zu Gleichmacherei und zu Niveau-Limbo-

Wettbewerben. Dafür braucht es weniger moralinsaures Geschwätz und weniger Sym-

bolpolitik, dafür mehr Fokus auf Leistung und bessere Ergebnisse. Gerade diese Er-

gebnisse sprechen gegen diesen Gesetzentwurf; denn dort, wo Sie regieren, erzielen 

Schüler nun einmal die schlechtesten Resultate. Das ist die harte, nüchterne Realität. 

Ihre Bildungsgerechtigkeit bedeutet häufig nur, dass am Ende alle gleich schlecht 

sind, und davor müssen wir unsere Kinder schützen.

Mit ein paar Studien aus dem Elfenbeinturm um sich zu werfen, ist dabei nicht hilf-

reich, besonders dann nicht, wenn Ihr Hauptzeuge – John Hattie ist ja schon mehrfach 

zitiert worden – von der Wirkung der Gemeinschaftsschulen selbst nicht überzeugt ist. 

Er stellt nämlich nüchtern fest, dass es im Durchschnitt keinen Unterschied macht, ob 

Kinder länger gemeinsam lernen oder früher getrennt werden. Seine entscheidende 

Erkenntnis ist: Auf den Lehrer, auf die Qualität des Unterrichts, auf klare Strukturen 

und auf eine funktionierende Lernumgebung kommt es an.Ich muss sagen, hier wider-

spricht er sich in meinen Augen sogar ein Stück weit, weil er einerseits sagt: Es ist 

egal, ob hier ein gegliedertes Schulsystem oder eine Gemeinschaftsschule vorliegt. 

Er räumt andererseits ein, dass es für die Lehrer doch leichter ist, mit homogeneren 

Lerngruppen zu arbeiten.

Aber was liefert denn in der Praxis homogenere Lerngruppen? Natürlich zum einen 

eine vernünftige Migrationspolitik, aber in diesem Zusammenhang vor allem auch 

unser gutes, bewährtes, mehrgliedriges Schulsystem – ein System, das unterschied-

liche Veranlagungen respektiert, unterschiedliche Bildungswege ermöglicht und zu-

gleich Aufstieg immer offen hält. Quod erat demonstrandum, wie die Lateiner oder 

auch Oskar Atzinger sagen würden.
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(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Schwierig!)

Wir lehnen dieses trojanische Pferd der Einheitsschule natürlich ab. – Vielen Dank für 

die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die FREIEN WÄHLER spricht als Nächster der Kollege 

Dr. Martin Brunnhuber.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Gabi, du hast uns ein Angebot gemacht. Das Angebot 

dieses Gesetzentwurfs sehe ich so: Das ist auf einem Wühltisch. Wir haben es uns 

jetzt ganz genau angeschaut, wir haben es gedreht, gewendet. Da ist zwar ein roter 

Sonderpreisstempel drauf, aber wir werden es trotzdem nicht nehmen, weil dieses 

Angebot, wie es Björn Jungbauer schon gesagt hat, einfach handwerklich schlecht ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir führen hier – das ist eigentlich das Wichtigste, und das stimmt mich traurig – 

voll eine Elitendiskussion. Es geht nur um die Hochschulzugangsberechtigung, um die 

Bildungsgleichheit und darum, wer auf die Hochschule gehen kann. Wir verkennen 

unser gutes duales Schulsystem im beruflichen Bereich voll und ganz. Bitte, bitte, bitte 

gehen Sie weg von dieser Elitendiskussion, die wir hier immer führen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zurufe von den GRÜNEN)

– Warum es eine Elitendiskussion ist? Das sage ich jetzt: Kinder haben unterschiedli-

che Begabungen. Dazu gab es schon zwei Wortmeldungen. Wir müssen nach den 

Begabungen schauen und danach, wo die Kinder den besten Bildungsweg finden. Der 

beste Bildungsweg ist nicht immer der formal höchste, sondern der beste Bildungsweg 

ist der Bildungsweg, der zu den Kindern passt.

(Zurufe von den GRÜNEN – Felix Locke (FREIE WÄHLER): So schaut’s aus!)
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Das verkennen Sie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir schauen immer nur auf die Eltern, auf den unerfüllten Traum der Eltern, und 

bringen die Kinder in eine Situation, die sie gar nicht wollen. Ich weiß es selber. Ich 

hatte eine sehr schöne Kindheit. Ich bin nicht übers Gymnasium gegangen, sondern 

habe alle Möglichkeiten ausgeschöpft, die unser gegliedertes Schulsystem bietet. Wir 

haben ein Schulsystem, das jedem Bildungsabschluss einen Anschluss bietet. Meine 

Damen und Herren, das ist hervorragend und führt letztendlich auch zu lernhomoge-

nen Gruppen, die wir brauchen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir haben beispielsweise den begabungsgerechten Übertritt nach der fünften Klas-

se. Wir haben nach dem mittleren Bildungsabschluss Übergangsklassen, sodass es 

trotzdem noch möglich ist, aufs Gymnasium zu gehen. Wir haben ab der siebten 

Klasse den M-Zug, der meines Erachtens ein absolutes Erfolgsmodell ist, weil hier 

das Klassenlehrerprinzip so hoch aufgehängt ist und die Schüler über einen längeren 

Zeitraum begleitet werden können. Wir haben die flächendeckende Einführung der 

FOS 13, die dann mit einer zweiten Fremdsprache letztendlich auch zur Allgemeinen 

Hochschulreife führt.

Was sollen wir noch machen, damit Sie verstehen, dass unser Schulsystem unschlag-

bar gut ist? Was sollen wir noch machen?

(Gabriele Triebel (GRÜNE): Pisa!)

Unser Schulsystem relativiert die Schullaufbahnentscheidung ganz hervorragend. Sie 

gehen immer davon aus, dass der Druck in der vierten Klasse zu hoch ist. – Er 

ist nicht zu hoch, sondern die Eltern machen den Druck. Meines Erachtens geht es 

nur darum, dass man alle Möglichkeiten, die unser Schulsystem bietet, auch wirklich 
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transparent aufzeigt. Dann werden die Eltern auch erkennen, dass es nie zu spät ist, 

wenn man einmal weitermachen möchte, einen höheren Abschluss zu erreichen.

Ich will Ihnen auch einfach einmal Fakten zum differenzierten Schulsystem verdeut-

lichen. In Bayern haben wir die niedrigste Quote an Jugendarbeitslosigkeit; sie ist 

mit 3,7 % die mit Abstand niedrigste von allen Bundesländern. Die Quote der Schul-

abgänger ohne Schulabschluss ist mit 5,3 % mit Abstand die niedrigste von allen 

Bundesländern. Wir haben aus dem Schulversuch der Siebzigerjahre, bei dem diese 

Öffnungsklausel letztendlich an fünf Standorten umgesetzt war, erkannt, dass sich 

kein signifikanter Vorteil ergeben hat.

Sie werden jetzt wieder dagegen argumentieren: Machen wir es so wie in den Siebzi-

gerjahren. – Es wird wieder herauskommen, dass es keinen signifikanten Vorteil gibt, 

meine Damen und Herren.

Das wichtigste Argument gegen diese Öffnungsklausel sind aber die Fakten. Sie argu-

mentieren, dass man kleine Standorte – das ist ein romantisches Bild – erhalten und 

auch ausbauen könnte. Das stimmt aber nicht; denn die Sachaufwandsträgerschaft 

wäre absolut überfordert. Das würde unsere Schullandschaft dauerhaft schwächen, 

weil man, um so eine Schulform zu ermöglichen, mindestens Dreizügigkeit braucht. 

Dreizügigkeit haben wir in Berlin, Hessen, Sachsen-Anhalt. Berlin ist jetzt nicht dafür 

bekannt, dass es die besten Schulabschlüsse bietet. Vierzügigkeit haben wir in Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland, in Niedersachsen sogar Fünfzügig-

keit. Das bedeutet: Wir haben sehr große Schulen, wir haben einen sehr großen Ein-

zugsbereich. Die Sachaufwandsträgerschaft müsste trotzdem noch das differenzierte 

Schulsystem vorhalten, das wir schon ganz gut etabliert haben.

Jetzt ist die Redezeit gleich zu Ende. Im Großen und Ganzen muss ich zur Chancen-

gerechtigkeit als Fazit sagen: Bitte lenken Sie den Blick nicht nur auf die Hochschulzu-

gangsberechtigung. Das Ziel muss in homogenen Gruppen bestehen. Diese bekommt 

man mit Differenzierung.
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Sie stimmen nämlich Ihre Angebote nur auf die Schwächsten ab. Sie wissen aber gar 

nicht, was man den Guten antut, wenn die vor Langeweile vom Stuhl fallen, weil sie 

einfach in so einem großen Brei mitgenommen werden. Und als Nächstes: Es gibt 

keine Überlegenheit. Das sind die Erkenntnisse aus den Siebzigerjahren. – Herzlichen 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Zu einer Zwischenbemerkung hat die Kollegin Triebel das 

Wort.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Herr Kollege Brunnhuber, du hast, Sie haben echt so viel 

durcheinandergemixt.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Wir können schon du sagen.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Du hast uns oder auch anderen Dinge unterstellt: Die 

Eltern seien schuld. Wir präferierten nur die gymnasiale Bildung. – Das haben Sie die 

ganze Zeit gesagt. Ich habe das in meinen Reden kein einziges Mal genannt.

Sie sagen auch, dass es handwerklich schlecht sei.

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Totschlagargument!)

Dann machen Sie doch ein handwerklich besseres Angebot. Sie haben jederzeit die 

Möglichkeit, über die Stiftung Bildungspakt ein Modell zu kreieren, das handwerklich 

wirklich gut ist und auch außerhalb des BayEUG stehen kann.

Also, bitte, ich fordere Sie auf: Kreieren Sie ein von Ihnen aufgesetztes Modell, das 

wirklich wissenschaftlich untersucht wird. Machen Sie sich auf den Weg!

Ich frage Sie jetzt: Wieso machen Sie das nicht?

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Die erste Frage kann ich beantworten: 

Das steht in der Begründung zu Ihrem Gesetzentwurf. Da steht nämlich die Übertritts-

quote und die Hochschulzugangsberechtigung drin. Ich weiß jetzt auch nicht, warum 

Sie mich da fragen. Das steht bei Ihnen im Gesetzentwurf.

Das Zweite: Ich glaube, es geht wirklich um diese ideologischen Diskussionen. Das 

ist wirklich wie bei "Und täglich grüßt das Murmeltier". – Man kann das machen, man 

kann sich über das Schulsystem schon streiten. Man kann sagen, machen wir halt 

wieder einmal turnusmäßig so eine Gesamt- oder Einheitsschule oder wie man es 

nennen will. Das wird uns aber nicht weiterbringen.

Wir müssen jetzt in unserem System, das wirklich gut funktioniert, die Dinge optimie-

ren und unser System noch weiterentwickeln. Ich lade Sie ein, dieses Angebot anzu-

nehmen. Das ist jetzt nicht am Wühltisch, sondern das ist ein wirkliches Angebot.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächste spricht für die SPD die Kollegin Nicole Bäumler.

Nicole Bäumler (SPD): Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Trotz 

Ihrer Ablehnung im Ausschuss lohnt sich die Debatte heute. Ich glaube, wir haben 

hier gerade noch einmal gesehen, wie wichtig es ist, nochmals über dieses Thema zu 

sprechen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von CSU und FREIEN WÄHLERN, Sie reden 

bei jeder Gelegenheit von kommunaler Selbstverantwortung; die Menschen vor Ort 

wüssten am besten, wie es geht, beispielsweise beim Ganztag, beispielsweise bei der 

Kinderbetreuung.

Aber wehe, die Kommune – ich möchte an der Stelle anmerken: nicht nur die Kommu-

nen, sondern eben auch die örtliche Schulfamilie – möchte eine Gemeinschaftsschule. 

Ja dann, dann wollen wir bitte keine Selbstbestimmung mehr, keine Entscheidungen 

vor Ort mehr, sondern dann wollen wir nur bildungspolitische Ansagen von oben.
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(Michael Hofmann (CSU): Machen wir noch einen Lehrplan für die Kommunen! 

Was soll das für eine Organisation sein? Das ist doch lächerlich! Quatsch!)

Wahlfreiheit gibt es bei Ihnen offenbar nur innerhalb der engen ideologischen Grenzen 

Ihrer Bildungspolitik von CSU und FREIEN WÄHLERN.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dabei zwingt doch der Gesetzentwurf der GRÜNEN wirklich niemanden zu irgendet-

was. Er ermöglicht – nicht mehr und nicht weniger. Nur dort, wo Schulträger und 

Schulforum das gemeinsam – ich betone: gemeinsam – beantragen, soll etwas Neues 

entstehen dürfen. Wenn Sie das ablehnen, verbieten Sie den Kommunen und auch 

den Schulen etwas, das diese selbst wollen. – So viel zum Thema "Leben und leben 

lassen".

In jeder Bildungsdebatte kommt der Vorwurf, die SPD betreibe Ideologie. Verehrte 

Kolleginnen und Kollegen, schauen wir doch einfach einmal ganz nüchtern, wer hier 

wie argumentiert. Auf der einen Seite befindet sich Bayern beim Ifo-Chancenmonitor 

hinsichtlich des Chancenverhältnisses auf dem letzten Platz aller Bundesländer.

(Zuruf von der SPD: Was? Was ist da los?)

Die WZB-Studie kommt zum Ergebnis: Längeres gemeinsames Lernen nützt den Leis-

tungsschwächeren und schadet den Leistungsstärkeren nicht. Das sind die Fakten.

Auf der anderen Seiten haben wir dann – in Anführungsstrichen – "Argumente" wie: 

Bei mir war es auch so; das liegt doch alles an den Eltern; ich glaube, dass – – 

Das, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist wahlweise anekdotische Evidenz oder 

bildungspolitischer Glaube oder, besser gesagt, Irrglaube.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD steht seit 2010 zum längeren gemeinsamen Lernen. Unser Ziel ist es, allen 

Kindern und Jugendlichen den bestmöglichen Bildungsweg zu ermöglichen und sie 
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dabei auch bestmöglich zu begleiten. Das heißt mitnichten, dass alle Kinder, alle 

Jugendlichen das Abitur machen. Das sagt auch kein Mensch – außer Ihnen hier 

am Redepult, um unsere Argumentation zu entkräften. Wir sagen das nicht. Es geht 

schlicht darum, die Kinder und Jugendlichen bestmöglich zu begleiten, damit sie alle 

ihre Potenziale bestmöglich ausschöpfen können.

Wir machen das zum Wohle der Kinder und Jugendlichen, wir machen das aber auch 

zum Wohle unserer Gesellschaft. Genau deswegen haben wir als SPD bereits 2010 

einen Gesetzentwurf vorgelegt. Wir haben damit den Altmühltaler Plan, ein ganzes 

Modell kreiert, das bis ins Detail durchdacht gewesen ist. Das Ganze war umsetzungs-

reif. Dies geschah aus der Überzeugung, dass Kinder in Bayern eine faire Chance 

bekommen müssen, ganz unabhängig davon, wer die Eltern sind. Deshalb stimmen 

wir dem Gesetzentwurf der GRÜNEN heute auch zu.

Zum Schluss habe ich noch eine gute Nachricht für Sie. Im Oktober findet nämlich 

eine Expertenanhörung zum Thema "Längeres gemeinsames Lernen" statt. Da kön-

nen Sie sich dann noch einmal ganz in Ruhe von den Fakten überzeugen lassen. Ich 

fürchte leider nur, Sie werden auch dann wieder die Augen und die Ohren vor der 

Realität verschließen und Ihre Ideologie weiter vorantreiben – auf dem Rücken der 

Kinder und Jugendlichen in Bayern. So geht es eben leider.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Damit 

ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende 

Ausschuss für Bildung und Kultus empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung. Der 

endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

empfiehlt ebenfalls Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/11530 zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD. Gegenstimmen! 
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– Das sind FREIE WÄHLER, CSU und AfD. Gibt es Enthaltungen? – Sehe ich nicht. 

Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, nur der kurze Hinweis: Wir sind 

in der Zeit etwas voraus und werden den Trauerakt etwas früher als geplant gegen 

12 Uhr oder noch etwas früher abhalten.
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